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1	 |	 Steuerbefreiung von Beratungsleistungen 
			   zur beruflichen Neuorientierung
Beratungsleistungen zur beruflichen Neuorientierung, die ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer aufgrund des 
Wegfalls seines Arbeitsplatzes zukommen lässt, sind steuerfrei. Dies wird im Jahressteuergesetz 2020 klargestellt. 

Darunter fällt die sog. „Outplacement-Beratung“ oder „Newplacement-Beratung“, die Arbeitgeber zur beruflichen 
Neuorientierung für ausscheidende Arbeitnehmer anbieten bzw. durch Dritte durchführen lassen können. Die 
Steuerbefreiung erstreckt sich auf sämtliche Leistungen einer Outplacement-Beratung, wie z. B. einer Perspektiv-
beratung, einer steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Beratung, einer Marktvorbereitung sowie der Vermarktung 
und Neuplatzierung der Teilnehmenden. 

Für Weiterbildungen, die der Verbesserung der individuellen Beschäftigungsfähigkeit von Mitarbeitern dienen, gilt 
bereits seit 2019 eine gesetzliche Steuerbefreiung. Hierunter fallen z. B. auch Maßnahmen zur Anpassung und 
Weiterentwicklung der beruflichen Kompetenzen, wie sie etwa Sprachkurse bieten. 

Bitte beachten Sie: Weder die Leistungen einer Weiterbildung noch einer Outplacement-Beratung dürfen einen 
überwiegenden Belohnungscharakter haben, um die Steuerbefreiung nicht zu verlieren.

2	 |	 Betriebsrente durch Entgeltumwandlung bei angestellten 
			   Ehegatten gilt als Betriebsausgabe
Werden im Rahmen eines Ehegattenarbeitsverhältnisses Gehaltsansprüche des Arbeitnehmers teilweise zum 
Zweck betrieblicher Altersvorsorge in Beiträge für eine rückgedeckte Unterstützungskasse umgewandelt, ist die 
Entgeltumwandlung grundsätzlich am Maßstab des Fremdvergleichs zu messen. Zu dieser Beurteilung gelangt der 
Bundesfinanzhof (BFH) in seinem Urteil vom 28.10.2020.

Im betreffenden Fall beschäftigte ein Steuerpflichtiger seine Ehefrau im eigenen Betrieb. Er hatte für sie eine 
Unterstützungskassenversorgung in Form einer Entgeltumwandlung von 1.830 € pro Monat in eine betriebliche 
Altersvorsorge mit einer Hinterbliebenenversorgung eingerichtet. Das Finanzamt erkannte die Zuwendungen an 
die Unterstützungskasse nur teilweise, in Höhe von 110 € im Monat, als abzugsfähige Betriebsausgaben an und war 
der Meinung, dass sie im Übrigen nach dem Fremdvergleichs-Maßstab unangemessen sind. 

Der BFH stellte jedoch klar, dass Entgeltumwandlungen im Rahmen von Arbeitsverträgen zwischen nahen Angehörigen 
grundsätzlich als Betriebsausgabe anzuerkennen sind, wenn nicht zusätzliche, ungewöhnliche Faktoren eine Rolle 
spielen. Dies können etwa unangemessene Gehaltserhöhungen kurz vor der Entgeltumwandlung, eine „Nur-Pension” 
oder auch Risikoerhöhungen und Kostensteigerungen für das Unternehmen sein. Da der BFH auf Grundlage der 
vorherigen Feststellungen des Finanzgerichts (FG) keine abschließende Entscheidung treffen konnte, wurde der 
Streitfall zur erneuten Verhandlung zurück an das FG verwiesen.
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3	 |	 Gebäude-Abbruchkosten in privaten 
			   Veräußerungsgeschäften als Werbungskosten abziehbar
Wird im Rahmen eines steuerpflichtigen Grundstücksverkaufs das darauf befindliche Wohngebäude vor der Veräußerung 
abgerissen, sind die Abbruchkosten als Werbungskosten im Rahmen der Ermittlung des Veräußerungsgewinns zu 
behandeln. Zu diesem Schluss kommt das Finanzgericht Düsseldorf (FG) in einem Urteil vom 02.02.2021. Bei steuer-
pflichtigen privaten Veräußerungsgeschäften, zu denen auch Grundstücksverkäufe zählen können, gilt der Unterschied 
zwischen Veräußerungspreis und den Anschaffungs- oder Herstellungskosten sowie den Veräußerungskosten als 
Gewinn oder Verlust.

Das FG führte dazu aus, dass das sog. Zuflussprinzip heranzuziehen ist, um den Zeitpunkt der Besteuerung des 
Veräußerungsgewinns zu bestimmen. Die Veräußerungskosten in Form der Abbruchkosten für das alte Wohnhaus, 
die vor dem Veranlagungszeitraum des später veräußerten Grundstücks angefallen sind, können hiernach erst in 
dem Veranlagungszeitraum abgezogen werden, in dem auch der Veräußerungserlös erfasst wird.

4	 |	 Abzug von Erhaltungsaufwendungen nach Versterben 
			   des Steuerpflichtigen
Einnahmen und Werbungskosten, die im Rahmen der Vermietungstätigkeit anfallen, werden in dem Jahr des 
Zu- bzw. des Abflusses steuerlich wirksam. Eine Ausnahme bilden größere Erhaltungsaufwendungen, welche auf 
zwei bis fünf Jahre gleichmäßig verteilt werden können. Nun wurde durch den BFH entschieden, wie mit den 
ausstehenden Aufwendungen zu verfahren ist, wenn der Vermieter innerhalb des Verteilungszeitraums verstirbt. 

In dem vom BFH am 10.11.2020 entschiedenen Fall besaß ein Steuerpflichtiger ein Grundstück, welches zu fremden 
Wohnzwecken vermietet wurde. In einem Jahr machte er hohe Erhaltungsaufwendungen geltend, die er auf mehrere 
Jahre verteilte. Noch bevor dieser Zeitraum um war, verstarb er. Die Ehefrau setzte die Erhaltungsaufwendungen in der 
verbliebenen Höhe in der letzten gemeinsamen Steuererklärung an. Das Finanzamt war dagegen der Auffassung, 
dass die Aufwendungen dem Verstorbenen nur für die Monate bis zum Todeszeitpunkt zustehen und danach nur 
noch von den Erben in Höhe des Restwerts weiter in der Steuererklärung angegeben werden dürfen.

Der BFH stimmte jedoch der Auffassung der Ehefrau zu. Der verbleibende Betrag der noch nicht berücksichtigten 
Erhaltungsaufwendungen ist im Jahr des Versterbens vollständig steuermindernd anzuerkennen. Die Erben haben 
keinen Anspruch auf die Berücksichtigung der Kosten in den Folgejahren. Das liegt daran, dass die Aufwendungen 
nur demjenigen zugerechnet werden dürfen, der diese zuvor auch getragen hat. 

5	 |	 Außergewöhnliche Belastung als haushaltsnahe 
			   Dienstleistung bei Heimunterbringung 
Die Kosten für außergewöhnliche Belastungen wirken sich erst aus, wenn die individuell zumutbare Eigenbelastung 
überschritten wird. Zudem stehen den Steuerpflichtigen ggf. noch weitere Steuerermäßigungen zu, wie z. B. für 
haushaltsnahe Dienstleistungen. Inwiefern diese beiden Positionen genutzt werden können, wenn ein Steuerpflichtiger 
Kosten für die eigene Heimunterbringung zu tragen hat, wurde nun in einem Fall durch den BFH entschieden. 

Der Steuerpflichtige zog krankheitsbedingt in ein Pflegeheim. Anschließend erklärte er in der Einkommensteuer-
erklärung die entstandenen Kosten abzüglich der Haushaltsersparnis als außergewöhnliche Belastung und weitere 
haushaltsnahe Dienstleistungen, welche vom Pflegeheim bescheinigt wurden. Anders als das Finanzamt erkannte 
das Finanzgericht später die außergewöhnlichen Belastungen als solche an, kürzte diese jedoch teilweise. Der BFH 
wich im anschließenden Verfahren von dieser Entscheidung ab.
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Zunächst kann die Steuerermäßigung bei Aufwendungen für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, Dienstleistungen 
und Handwerkerleistungen nur in Anspruch genommen werden, wenn die Kosten nicht auch als außergewöhnliche 
Belastung angesetzt wurden, da es sonst zu einer Doppelberücksichtigung kommen kann. 

Die Steuerermäßigung ist nach Auffassung des BFH auch für die Inanspruchnahme von haushaltsnahen Dienstleistungen 
zu gewähren, die dem Grunde nach als außergewöhnliche Belastungen abziehbar, wegen der zumutbaren Belastung 
aber nicht als solche berücksichtigt worden sind. In der Haushaltsersparnis, die bei der Ermittlung der abziehbaren 
außergewöhnlichen Belastungen für eine krankheitsbedingte Unterbringung zu berücksichtigen ist, sind keine 
Aufwendungen enthalten, die eine Steuerermäßigung rechtfertigen. 

6	 |	 Schenkungsteuer auf fiktive Zinsen 
			   aus unverzinslichen Darlehen 
Nicht selten werden „unverzinsliche“ Darlehen – auch mit hohen Beträgen – Familienangehörigen, Geschäftspartnern 
oder guten Bekannten zur Verfügung gestellt. Das ruft regelmäßig auch die Finanzverwaltung (FA) auf den Plan, 
vermutet sie doch hierin eine Schenkung insbesondere von Zinsen, die i. d. R. für das Darlehen hätten bezahlt werden 
müssen.

So überließ in einem vor dem Finanzgericht Köln (FG) entschiedenen Fall ein Steuerpflichtiger einem mit ihm nicht 
verwandten Darlehensnehmer ein unverzinsliches und auch unbesichertes Darlehen in Höhe von 300.000 €. Das 
FA setzte für eine unentgeltliche Zuwendung in Form eines Zinsvorteils Schenkungsteuer i. H. v. 11.370 € fest. Dabei 
ermittelte es einen Zinsvorteil i. H. v. 57.900 € unter Zugrundelegung eines Zinssatzes von 5,5 %. Nach Abzug des 
persönlichen Schenkungsteuer-Freibetrags von 20.000 € verblieb ein steuerpflichtiger Erwerb i. H. v. 37.900 €. 
 
Mit dem Argument des aufgrund der aktuellen Zinslage auf dem Markt zu hohen gesetzlichen Zinssatzes von 5,5 % 
wehrte sich der Darlehensnehmer - ohne Erfolg. Nach Auffassung des FG liegt in der Gewährung eines zinslosen 
Darlehens ebenso wie in der Einräumung eines (zu) niedrig verzinsten Darlehens bei Fehlen einer sonstigen 
Gegenleistung eine freigebige Zuwendung begründet. Der Empfänger eines zinslosen Darlehens erfährt durch die 
Gewährung des Rechts, das als Darlehen überlassene Kapital unentgeltlich zu nutzen, eine Vermögensmehrung, 
die der Schenkungsteuer unterliegt. Die Voraussetzungen für die Zulassung der Revision sah das FG nicht gegeben.

7	 |	 Schwankende Vergütung des GmbH-Geschäftsführers 
			   als verdeckte Gewinnausschüttung  
Die verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) darf den Gewinn der Gesellschaft nicht mindern und ist beim empfangenden 
Gesellschafter steuerlich zu berücksichtigen. Von einer vGA ist auszugehen, wenn dem Gesellschafter ein Vermögens-
vorteil zugewendet wird, den ein ordentlicher Geschäftsführer einem Nichtgesellschafter normalerweise nicht 
zugewandt hätte. 

Über das Vorliegen einer vGA hatte auch das Finanzgericht Münster (FG) mit Beschluss vom 17.12.2020 zu entscheiden. 
In dem Fall schwankten die monatlichen Gehaltszahlungen an den angestellten Gesellschafter-Geschäftsführer. 
Eine schriftliche Vereinbarung darüber lag jedoch nicht vor, ebenso wenig wie Nachweise, aus denen ersichtlich 
geworden wäre, dass es eine mündliche Vereinbarung darüber gegeben hat. Zudem konnte nicht dargelegt werden, 
anhand welcher Bemessungsgrundlage das Gehalt gezahlt wird. Das FG bewertete die Zahlungen als vGA. 

Bitte beachten Sie: Gehaltsvereinbarungen sind im Vorhinein zivilrechtlich wirksam festzulegen, am besten durch 
einen Anstellungsvertrag. Sollte die Vereinbarung über das Gehalt nicht schriftlich erfolgen, so muss für einen fremden 
Dritten erkennbar sein, wie es sich bemisst. Werden rückwirkend Änderungen des Gehalts oder Sonderzahlungen 
vereinbart, so werden diese als vGA behandelt.
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8	 |	 Absetzbarkeit von Zeitungsabonnements in Unternehmen 
Die Aufwendungen für den Bezug einer Tageszeitung zur allgemeinen Information können nicht als Werbungs-
kosten bei den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit geltend gemacht werden. Zu diesem Schluss kam das 
Finanzgericht Düsseldorf (FG) am 02.02.2021 und bestätigte damit ein Urteil des BFH vom 30.06.1983. 

Auch ein teilweiser Abzug der Kosten ist laut FG nicht möglich, da nicht objektiv beurteilt werden kann, inwieweit 
die abonnierte Zeitung zur Erlangung beruflicher und außerberuflicher Informationen Verwendung findet.

Das FG machte in seinem jetzigen Urteil allerdings auf eine Ausnahme aufmerksam, bei der z. B. Aufwendungen für 
Tageszeitungen und Zeitschriften, die für den betrieblichen Bereich bezogen werden, sehr wohl als Betriebsausgaben 
abzugsfähig sind. Dies gilt etwa für Wartezimmer in freiberuflichen Praxen wie z. B. bei Ärzten oder Zahnärzten, in 
Friseursalons oder Gaststätten und Hotels.

9	 |	 Bewertungsabschlag bei verbilligter 
			   Wohnraumüberlassung 
Gewährt ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer unentgeltlich oder verbilligt Wohnraum, gilt dieser als Sachbezug 
und zählt somit zum steuer- und beitragspflichtigen Arbeitsentgelt. Mit einer Änderung im Einkommensteuergesetz 
wurde für die steuerrechtliche Bewertung einer Wohnraumüberlassung ab 01.01.2020 jedoch ein Bewertungsabschlag 
eingeführt. 

Für eine dem Arbeitnehmer vom Arbeitgeber zu eigenen Wohnzwecken überlassene Wohnung ist demnach kein 
Sachbezug anzurechnen, wenn das vom Arbeitnehmer dafür gezahlte Entgelt mindestens zwei Drittel des 
ortsüblichen Mietwerts beträgt und dieser nicht mehr als 25 €/m2 ohne umlagefähige Kosten im Sinne der 
Betriebskostenverordnung beträgt. Der steuerrechtliche Bewertungsabschlag wird zum 01.01.2021 in das Beitragsrecht 
übernommen. Die unterschiedlichen Verfahrensweisen im Steuer- und Beitragsrecht für das Jahr 2020 bleiben 
jedoch bestehen.

Der neue Bewertungsabschlag wirkt sich wie ein Freibetrag aus und beträgt ein Drittel des ortsüblichen Mietwerts. 
Die nach Anwendung des Bewertungsabschlags ermittelte Vergleichsmiete ist Bemessungsgrundlage für die 
Bewertung der Mietvorteile. Die tatsächlich gezahlte Miete (inkl. Nebenkosten) ist auf die Vergleichsmiete anzurechnen.

10	 |	 Unzulässige AGB-Klauseln einer Bank 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte am 27.04.2021 über die Wirksamkeit einer von Banken verwendeten Klausel 
entschieden. Danach werden Änderung von Allgemeinen Geschäftsbedingungen den Kunden spätestens 2 Monate 
vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Die Zustimmung des Kunden 
gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Änderungen angezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung weist ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hin. 
Der Kunde hat die Möglichkeit der Kündigung.

Die BGH-Richter entschieden dazu, dass Klauseln in Allgemeinen Geschäftsbedingungen einer Bank unwirksam 
sind, die ohne inhaltliche Einschränkung die Zustimmung des Kunden zu Änderungen der Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen und Sonderbedingungen fingieren.

Einige Banken und Sparkassen haben in der Vergangenheit auf Grundlage solcher und vergleichbarer Formulierungen 
Leistungs- und Preisänderungen durchgesetzt. Es bleibt abzuwarten, wie sich das Urteil auf diese Änderungen auswirkt.
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11	 |	 Antragsfrist für erleichterten Zugang zu Kurzarbeitergeld 
			   verlängert 
Die Bundesregierung hat die Antragsfrist zum erleichterten Zugang zum Kurzarbeitergeld um 3 Monate bis zum 
30.06.2021 verlängert. Den erleichterten Zugang können Betriebe, die bis 30.06.2021 erstmals oder nach dreimonatiger 
Unterbrechung erneut Kurzarbeit einführen, bis 31.12.2021 in Anspruch nehmen. 

Voraussetzung:

•	 Mindestens 10 % der Beschäftigten sind vom Arbeitsausfall betroffen. 
•	 Auf den Aufbau von Minusstunden wird vollständig verzichtet.
•	 Auch Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer haben Zugang zum Kurzarbeitergeld.

Mit der Regelung soll Planungssicherheit für die betroffenen Betriebe und deren Beschäftigte geschaffen werden.

12	 |	 Annahmepflicht von Homeoffice und Angebotspflicht 
			   von Selbst- oder Schnelltests 
Arbeitgeber sind verpflichtet, Beschäftigten im Büro oder mit vergleichbaren Tätigkeiten Homeoffice anzubieten. 
Nur bei Vorliegen zwingender betrieblicher Gründe, z. B. wenn nötige Arbeitsmittel fehlen oder die vorhandene 
IT-Infrastruktur nicht ausreicht, kann auf das Anbieten von Homeoffice verzichtet werden. Organisatorische 
Erschwernisse reichen nicht aus und eine Mindestbetriebsgröße für Homeoffice gibt es ebenfalls nicht.

Mit Inkrafttreten der „Corona-Notbremse“ sind Arbeitnehmer verpflichtet, auch ein Homeoffice-Angebot anzunehmen, 
wenn dem ihrerseits keine Gründe entgegenstehen. Diese können z. B. räumliche Enge, Störungen durch Dritte, 
unzureichende technische Ausstattung usw. sein.

Ferner sind Arbeitgeber verpflichtet, in ihren Betrieben allen Mitarbeitern, die nicht ausschließlich im Homeoffice 
arbeiten, regelmäßige Selbst- oder Schnelltests anzubieten (mindestens 2-mal pro Woche). Die Testangebote sollten 
möglichst vor der Aufnahme der entsprechenden Tätigkeit wahrgenommen werden. Für die entstehenden Kosten 
gibt es keinen Ausgleich; diese müssen vom Unternehmen selbst getragen werden.

13	 |	 Krankengeld ausnahmsweise auch bei 
			   verspäteter Krankmeldung 
Ein Versicherter, der wegen Arbeitsunfähigkeit (AU) Krankengeld erhält, muss spätestens am nächsten Werktag nach 
dem Ende der zuletzt festgestellten AU deren Fortdauer ärztlich bescheinigen lassen, damit er weiterhin krankengeld-
berechtigt ist. Wird er an diesem Tag aus organisatorischen Gründen von der Arztpraxis auf einen späteren Termin 
verwiesen, so kann die gesetzliche Krankenkasse die Zahlung von Krankengeld nicht mit dem Argument verweigern, 
die AU sei nicht lückenlos festgestellt worden. Dies entschied das Hessische Landessozialgericht in 2 Urteilen am 
22.12.2020.
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14	 |	 Verjährung von Pflichtteilsansprüchen 
Ein Erblasser kann einen Erben nicht komplett enterben. Dieser hat dann immer noch einen gesetzlichen Pflicht-
teilsanspruch. Die Verjährungsfrist von Pflichtteilsansprüchen beträgt 3 Jahre und beginnt in dem Zeitpunkt, in dem 
der Pflichtteilsberechtigte von dem Eintritt des Erbfalles und von der ihn beeinträchtigenden Verfügung Kenntnis 
erlangt. Für den Beginn der Verjährung des Pflichtteilsanspruchs eines Geschäftsunfähigen ist auf die Bestellung des 
Vormunds bzw. Betreuers und dessen Kenntnis abzustellen.

In einem vom Oberlandesgericht Hamm entschiedenen Fall hatte ein Vater seine infolge einer Behinderung 
geschäftsunfähige Tochter zugunsten seiner Frau im Rahmen eines Berliner Testaments enterbt. Die so entstandenen 
Pflichtteilsergänzungsansprüche wegen lebzeitigen Schenkungen des Vaters leitet das Sozialamt auf sich über. Nach 
dem Tod des Vaters war der Sohn der Betreuer seiner Schwester. Das Sozialamt machte nach dem Tod der Mutter 
Pflichtteilsansprüche gegen den alleinerbenden Sohn geltend.

Hinsichtlich der Kenntnis ist hier nicht auf die geschäftsunfähige Tochter, sondern auf ihren Betreuer abzustellen. 
Zwar pausierte der Lauf der Verjährung, solange die Tochter infolge des Todes des Vaters ohne Betreuer war. Mit der 
Bestellung des Bruders zum Betreuer lief die Frist aber weiter. Der Sozialhilfeträger hatte erst nach Ablauf der 3 Jahre 
Ansprüche geltend gemacht.

15	 |	 Entwurf eines Transparenzregister- und 
			   Finanzinformationsgesetzes 
Die Bundesregierung will mit dem Transparenzregister- und Finanzinformationsgesetz mehr Transparenz über 
deutsche Gesellschaften und ihre wirtschaftlich Berechtigten schaffen. Diese Instrumente sollen Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung bekämpfen.

Der Gesetzesentwurf sieht die Umstellung des Transparenzregisters von einem Auffangregister auf ein Vollregister 
vor. Hierzu wird die Mitteilungsfiktion aufgehoben, nach der bislang diejenigen Rechtseinheiten, deren Eigentums- 
und Kontrollstruktur und damit deren wirtschaftlich Berechtigter aus anderen Registern (z. B. Handelsregister, aber 
auch Genossenschafts- und Vereinsregister) ermittelbar war, die Pflicht zur Mitteilung des wirtschaftlich Berechtigten 
zur Eintragung ins Transparenzregister als erfüllt galt.

Alle Rechtseinheiten sind dann verpflichtet, ihren wirtschaftlich Berechtigten nicht nur zu ermitteln, sondern dem 
Transparenzregister positiv zur Eintragung mitzuteilen. Die Verantwortlichkeit für die Richtigkeit und Aktualität der 
Daten liegt klar abgrenzbar bei den Rechtseinheiten. Das Transparenzregister wird damit künftig als Vollregister 
einen quantitativ umfassenden und qualitativ hochwertigen Datenbestand zu den wirtschaftlich Berechtigten aller 
transparenzpflichtigen Einheiten enthalten. Das Gesetz soll zum 01.08.2021 in Kraft treten.

16	 |	 Anrechnung ausländischer Quellensteuer auf 
			   inländische Gewerbesteuer 
Das Hessische FG (FG) hat durch Urteil vom 26.08.2020 entschieden, dass die kanadische Quellensteuer auf Kapital-
erträge auf die deutsche Gewerbesteuer angerechnet werden muss.

Eine deutsche GmbH erzielte aus Streubesitzanteilen an kanadischen Beteiligungsgesellschaften Beteiligungserträge, 
von denen kanadische Quellensteuer einbehalten worden ist. Die Bruttobeteiligungserträge wurden nach § 8b Abs. 1 KStG 
von der Körperschaftsteuer freigestellt. Im Gewerbeertrag waren diese jedoch wieder enthalten, da die Mindest-
beteiligungsquote von 15 % nicht erfüllt war.
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Nach Ansicht des FG führt der Einbehalt kanadischer Quellensteuer zu einer Doppelbesteuerung, denn Deutschland 
und Kanada erheben von demselben Steuerpflichtigen für denselben Steuergegenstand und denselben Zeitraum 
eine gleichartige Steuer.

Die Vermeidung der Doppelbesteuerung auf der Grundlage des zwischen Kanada und Deutschland geltenden 
Doppelbesteuerungsabkommens (DBA) erfolgt durch Anrechnung der Steuer. Dies gilt nicht nur für die Einkommen-
steuer, sondern auch für die Gewerbesteuer.

Zwar enthält das Gewerbesteuergesetz keine entsprechende Anrechnungsvorschrift. Jedoch ordnet das DBA eine 
solche Anrechnung als Rechtsfolgenverweis an. Trotz Fehlens einer ausdrücklichen gewerbesteuerrechtlichen 
Anrechnungsregelung hat diese Anrechnung in entsprechender Anwendung der körperschaft- und einkommen-
steuerrechtlichen Anrechnungsregelungen zu erfolgen.

Das FG hat im Hinblick auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtsfrage die Revision zum BFH zugelassen.

17	 |	 Übergang wirtschaftliches Eigentum KG-Anteil 
			   bei Zustimmungserfordernis der Komplementärin 
Grundsätzlich setzt die Übertragung des wirtschaftlichen Eigentums an einem KG-Anteil voraus, dass dem Erwerber
eine gesicherte Erwerbsposition eingeräumt wird und er in der Lage ist, Mitunternehmerrisiko zu tragen 
und Mitunternehmerinitiative entfalten. In einem ihnen vorliegenden Fall hatte das FG Hamburg mit Urteil vom 
21.07.2020 zu entscheiden, wann das wirtschaftliche Eigentum in den Fällen übergeht, in denen für die Übertragung 
eines Mitunternehmeranteils die Zustimmung der Komplementärin einzuholen ist, diese allerdings nur aus wichtigem 
Grund versagt werden kann. 

Das FG sah die rechtlich geschützte Erwerbsposition bereits dann als gegeben an, wenn bei Abschluss des Abtretungs-
vertrags keine Anhaltspunkte für solch wichtige Gründe vorliegen. Zudem kann bei Einbringung eines Mitunter-
nehmeranteils in eine KG bereits vor zivilrechtlicher Wirksamkeit der Abtretung die Mitunternehmerinitiative auf die 
KG übergehen. Zum einen kann die KG vom Einbringenden Vollmachten erhalten, welche die Wahrnehmung von 
Gesellschafterrechten ermöglichen. Zum anderen kann sich der Einbringende verpflichten, seine Gesellschafterrechte 
nur noch nach Weisungen der KG wahrzunehmen. Im Fall von Personenidentität, d.h. der Einbringende Rechtsträger 
entspricht dem Aufnehmenden, kann die Mitunternehmerinitiative mangels Interessensgegensätzen ebenfalls vor 
zivilrechtlicher Wirksamkeit der Abtretung übergehen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Christian Kasseckert                                                                  Victoria Klaushofer
Rechtsanwalt/Steuerberater                                                         Steuerberaterin
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Disclaimer 
Die vorstehenden Ausführungen enthalten ausschließlich allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind, den besonderen Umständen des 
Einzelfalls gerecht zu werden. Sie verfolgen nicht das Ziel und nehmen für sich auch nicht in Anspruch, Grundlage für Entscheidungen welcher 
Art auch immer zu sein. Insbesondere können die hier gegebenen Informationen eine individuelle Prüfung und Beurteilung sowie den auf den 
konkreten Einzelfall abgestimmten fachlichen Rat nicht ersetzen. Soweit Maßnahmen ergriffen oder Entscheidungen getroffen werden, die 
sich - ganz oder in Teilen - auf die Inhalte dieser Mandanteninformation stützen, handelt der/die Betreffende ausschließlich auf eigenes Risiko. 
AUTACO und die vorstehend namentlich genannten Partner oder Mitarbeiter übernehmen keinerlei Gewähr oder Haftung für die Richtigkeit 
und Vollständigkeit der Inhalte dieser Mandanteninformation.


